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Ordnung und Freiheit der Gewerbe, 

mit besonderer Rücksicht auf Württemberg. 



Von Rechtsconsulent Schltbler in Stnttgart >). 



Alle neueren Gewerbeordnungen und Entwürfe bezwecken 
die Freiheit der Gewerbe mit der Ordnung derselben zu ver- 
binden, die Vortheile der Freiheit zu erreichen und doch die 
Nacbtheile derselben zu vermeiden. 

Die meisten dieser Ordnungen und EntwUrfe suchen zu 
diesem Ziel zu gelangen, ind6m sie die Zünfte mit ihren Be- 
schränkungen beibehalten , oder wie in Preussen und Nassau von 
Neuem herstellen , dagegen eine bedeutende Zahl der Gewerbe, 
insbesondere alle neueren grösseren vom Zunftzwang befreien, 
als freie erklären. Dass diese Gegenüberstellung freier und un- 
freier Gewerbe noch keine innere organische Verbindung der 
Ordnung und der Freiheit gewährt, ist offenbar. Die freien und 
die unfreien Gewerbe leiden bei dieser unvollkommenen Ver- 
bindung der Freiheit und Ordnung. Die unfreien, die zünftigen 
Gewerbe, die Handwerke sind am Fortschritt gehindert, sie leiden 
insbesondere durch den Mangel an Kapital und höherer Bildung, 
weiche dem freien Gewerbe zuströmen, von ihnen sich abwenden, 
und sie leiden zugleich durch die Concurrenz der Fabrikeii. Aber 



1) Die Redaclion will bei der Wichtigkeit des Gegenstands, obgleich 
derselbe erst vor Kurzem (Jahrg. 1858. Bd. XIV, 199) in dieser Zeitschrift be- 
sprochen worden ist, auch der abweichenden Ansicht des Hrn. Verf. den 
Raum nicht versagen. 
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auch die freien Gewerbe, besonders die Fabriken, leiden bei 
den ungenügenden Zuständen der unfreien Gewerbe durch die 
grosse nutzlose Consumtion von Arbeitskräften für das Hand- 
werk, die allzugrosse Zahl von Meistern, die unbefriedigenden 
Leistungen derselben und die hohen Arbeitslöhne. Man bemerkt 
desswegen bei mehreren neueren Gesetzen und Entwürfen ein 
Bemühen , diese äussere Gegenüberstellung der Freiheit und Ord- 
nung zu einer innern umzuwandeln. 

Die preussische Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845 stellte 
die Innungsmeister den Patentmeistern in denselben Geschäfts- 
kreisen entgegen, so dass beide Arten von Meistern mit einander 
concurriren könnten. Aber der Erfolg entsprach nicht der Er- 
wartung. Es fehlte an der zweckmässigen Einrichtung der Zünfte. 
Das Zusatzgesetz von 1849 beseitigte nun diese Concurrenz und 
unterwarf eine grosse Anzahl von Gewerben den frühern Be- 
schränkungen der Prüfung, der Aufnahme, der Arbeitsbegrenzung, 
ohne die Concurrenz der Patentmeister. 

Der Entwurf für den Kaiserslaat Oesterreich von 1856 geht 
weiter, er überlässt die Prüfung, die Aufnahme und Arbeits- 
begrenzung ganz der Autonomie der Innungen und verpflichtet 
nur die Meisler, sich corporativ gebildeten Innungen anzuschliessen. 
Aber dieser Entwurf ist inzwischen nicht zur Ausführung ge- 
kommen und wird bedeutende Einmischungen der Aufsichtsgewalt 
in die Autonomie der Innungen nötbig machen, so lang nicht 
auf organische Weise für die Controle und Concurrenz der Innungs- 
genossen gesorgt wird, so wie bereils eine Reihe Gewerbe als 
polizeiliche von den übrigen ausgeschieden sind. Dennoch ist 
dieser Entwurf aller Beachtung werth und grosser Entwicklung 
föhig. 

Der Entwurf der Gewerbeordnung fiir das Königreich Sachsen 
von 1857 will wieder neben vielen einzelnen Verbesserungen 
freie unzünflige Gewerbe den unfreien zünftigen gegenüberstellen. 
Er unterscheidet in dieser Beziehung sieben verschiedene Arten 
von Gewerben, verlangt für die Innungsgewerbe den Prüfungs-, 
Arbeits-, Aufnahmszwang, für die anderen in verschiedenen Stufen 
grössere Freiheiten. 

Die neueren legislatorischen Arbeiten in Württemberg zeichnen 
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sich aus durch das Bestreben , Freiheit in die Zünfte zu bringen, 
ohne den Zunflverband aufzulösen. Die Verordnung vom 21. Sept. 
1854 erweitert die Arbeilsschranken durch Vereinigung mehrerer 
verwandter Gewerbe. Der Erfolg hat aber den Erwartungen 
nicht entsprochen. Zwar wurden dadurch verschiedene Streitig- 
keiten der Zünfte unter einander beseitigt , dagegen wurde 
auch die Verbindung der Innungsgenossen gelockert und ihre 
Geneigtheit zu Beiträgen für gemeinschaftliche Zwecke ver- 
mindert. 

Auch die an demselben Tag angeordneten Erleichterungen 
und Verbesserungen der Meisterprüfungen zeigten seither noch 
geringe Erfolge. 

Ein neuer Entwurf, dessen Grundlagen in dem 2. Heft des lezten 
Bandes dieser Zeitschrift enthalten sind , geht in Beziehung auf die 
Prüfungen weiter, indem er den PrUfungszwang ganz aufhobt, 
dagegen den Aufnahmszwang und die Arbeitsbegrenzung festhält, 
und die Erweiterungen der Arbeitsgrenzen von 1854 als im 
Erfolg nicht entsprechend bezeichnet. 

Dieser Vorschlag möchte aber doch mehr als der Weg zum 
Ziele anzusehen sein, als das Ziel selbst. So wenig die Er- 
weiterung der Grenzen des Jahres 1854 neben dem Prüfungs- 
und Aufnahmszwang befriedigende Resultate geliefert hat, so 
wenig hat man solche zu erwarten von der Beseitigung des 
Prüfungszwangs mit Beibehaltung des Aufnahmszwangs und der 
Arbeitsbeschränkungen. 

Arbeitsschranken, Prüfnngs- und Arbeitszwang sind die noth- 
wendigen Produkte Einer Richtung . welche zu verlassen ist, der 
bureaukratischen Bevormundung, bei welcher das Handwerk niemals 
sich zu entwickeln im Stande ist, wie es sein sollte, niemals 
eine den übrigen Gliedern der Volkswirthschafl gleiche Stellung 
einnehmen kann. Man muss diese drei Beschränkungen zugleich 
aufheben, oder sie zusammen festhalten. 

Die Hoffnung des Herrn Verfassers des Vorschlags in dieser 
Zeitschrift von der Aufhebung des Prüfungszwangs mit Beibe- 
haltung des Aufnahms- und Arbeitszwangs werden sich schwerlich 
verwirklichen, insbesondere nicht die Hoffnung, es werde alsdann 
der Streit um die Arbeitsgrenzen und Privilegien aufhören, und 
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die Geneigtheit und Fähigkeit der Innungsgenossen zu Beiträgen 
fiir gemeinschaftliche Zwecke zunehmen. 

Werden doch jelzl schon die gehässigsten und meisten Klagen 
wegen Ueberschreitung der Ärbeitsgrenzen nicht von denjenigen 
Meislern erhoben, welche mit den nölhigen Mitteln und mit hin- 
reichender Bildung ihr Geschäft schwunghaft betreiben, sondern 
von den mittellosen und ungeschickten Meistern, welche auch 
am meisten bei jeder Conctirrenz leiden. Wie werden sich erst 
diese Klagen vermehren , wenn jeder unzufriedene Arbeiter ohne 
alle Nachweisung der Befähigung und des Vermögens ein Patent 
erkaufen und die Aufnahme in die Innung verlangen kann ? 

Schon jetzt ist es ungemein schwer, von den Innungsgenossen 
Beiträge zu allgemeinen Zwecken zu erhalten. Es fehlen bei so 
vielen die Mittel, um grosse Umlagen bestreiten zu können und 
bei noch mehreren die Geneigtheit dazu und das Versländniss 
des Zwecks derselben. Wie wird sich aber erst diese Schwierig- 
keit vermehren , wenn jeder Arbeiter ohne alle Nachweisung die 
Rechte eines Innungsgenossen verlangen kann, sobald er ein 
Patent gelöst hat? Die vielen Meister, welche zu frühe das 
Meislerrecht erworben haben und nun mit täglichen Nahrungs- 
sorgeti kämpfen , sind gar nicht in der Lage , ein Opfer für all- 
gemeine und zukünftige Zwecke zu bringen. Die Mittellosigkeit 
der Zünfte, schon jetzt das grösste Hinderniss des Fortschritts, 
müsste noch mehr als bisher alle Hoffnungen vereiteln, welche 
man bis jetzt auf den Innungsverband gesetzt hat '). 

Ganz anders würde sich Alles gestalten, alle diese Schwierig- 
keiten wären beseitigt, wenn man sich entschlösse, nach dem 
Vorgang des österreichischen Entwurfs alle drei Beschränkungen 
der Innungen, den Prüfungs-, den Aufnahms- und Arbeitszwang, 
diese üblen Zugaben des Bevormundungssyslems einer entarteten 
Zeit zugleich zu beseitigen , die Innungen in ihrer ursprünglichen 



1) Die zahlreiche Zunft der Schuhmacher in Stuttgart, ebenso die der 
Schneider konnte inzwischen wegen der vielen armen Mitglieder nicht einmal 
eine Monographie ihres Gewerbfes anschaffen, oder andere belehrende Schriften. 
Als vor einigen Jahren ein Schneider aus Paris mit den besten Zeugnissen 
nach Stuttgart kam, um Unterricht im Zuschneiden zu geben, mnssle der 
Gewerbevereio in'a Mittel treten, um denselben zu bezahlen. 
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Reinheit herzustellen und ihnen nur diejenigen Pflichten aufzu- 
legen, welche ihnen als integrirenden Gliedern der Gemeinden 
und der Gesellschaft und als Grundlagen des Staats nicht erlassen 
werden können. 

Der Umfang der gewerblichen Thätigkeit würde sich auf 
jedes selbstständige Gewerbe erstrecken , die Abtheilung der Ge- 
schäftskreise der Innungen wäre ganz ihrer Autonomie überlassen. 
Die Concurrenz der Innungen unter sich in der Gemeinde und 
ausserhalb derselben wäre unbeschränkt , ebenso auch das Recht 
der Annahme von Lehrlingen und Arbeitern. 

Dagegen müsste aber auch die Selbstständigkeil des Betriebs 
eines Geschäfts das ausschliessliche Recht der Innungsgenossen 
sein, soweit nicht das Gesetz Ausnahmen gestattet. Niemand 
dürfte ein Gewerb selbstständig betreiben , als wer in eine Innung 
aufgenommen ist oder durch das Gesetz eine Ausnahme anzu- 
sprechen hat. Eine Innung müsste ein Minimum von Arbeits- 
kräften, etwa 24 Meister und Arbeiter, vereinigen und versteuern, 
um als integrirendes Glied der Gemeinde gelten zu können. Die 
zugesicherte Aufnahme in eine Innung müsste dieselbe verpflichten, 
im Fall der Verarmung des Mitglieds einen Theil, etwa die 
Hälfte der Unterstützung zu zahlen , welche der Gemeinde obliegt. 
Die zugesicherte Aufnahme in eine Innung würde aber auch 
eine rechtliche Vermuthung für den Besitz der zur Erwerbung 
des Bürgerrechts erforderlichen Eigenschaften sein. Bedingung 
der Theilnahme an einer Innung müsste das Bürgerrecht im 
Wohnort der Gemeinde sein; die Innungen müssten ftir die Ge- 
werbsteuer ihrer Genossen haften. 

Ausgenommen vom Innungs- und BUrgerrechlsverband wären 
nur die concessionirten Freimeister für bestimmte, zu dem Innungs- 
verband nicht geeignete Gewerbe, und soweit sie mit den Ge- 
werben der Innungen concurriren, nach erstandener Prüfung 
über ausgezeichnete Befähigung und nachgewiesenem örtlichem 
Bedürfniss. 

Wenn die Innungen auf diese Weise von den bisherigen 
Schranken befreit und zu integrirenden Theilen der Gemeinde 
erhoben sind, ist mit Sicherheit zu erwarten, dass sie ohne 
allen Prüfungszwang doch Niemand aufnehmen werden, als 
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Diejenigen, Über deren Eigenschaften sie genaue Kennlniss sich 
verschafft haben. 

Die Zünfte werden nicht blos die persönliche Befähigung 
prüfen, sondern auch die Mittel des Bewerbers, die nöthigen 
Beitrüge zu leisten und sich ohe Belästigung Air die Innung und 
die Gemeinde fortzubringen, auch die Zeugnisse Über sein bis- 
heriges Leben, welche eine Bürgschaft dafür geben, dass er der 
Innung keine Unehre machen wird. Sie werden bei ausgezeichnetem 
Besitz und höherer Bildung von der Prüfung der Handfertigkeil 
ganz abgehen. Es wird Ehrensache fiir die Innungen werden, 
Männer von grösseren Mitteln und höherer Stellung in ihre Reihen 
aufzunehmen, wenn sie auch gar keine Handfertigkeiten nach- 
weisen können, und dadurch sich gerade dasjenige anzueignen, 
was ihnen am meisten fehlt, Kapital und den Einfluss einer höheren 
Stellung. Es wird aber auch im Interesse vieler Männer sein, 
sich aufnehmen zu lassen, welche niemals in der Lage sind, von 
dem Meisterrecht in dem bisherigen Sinn Gebrauch zu machen. 
Die Aufnahme in die Innungen wird gewünscht werden wegen 
des Einflusses , welchen die Innungen nach ihrer erreichten Auto- 
nomie auf die Gemeinde und die Gesellschaft ausüben werden. 

Die Aufnahme wird ferner auch gesucht und gewünscht 
werden von Besitzern grösserer Geldmittel, um sich bei den 
gewerblichen Unternehmungen der Innungen oder einzelner 
Innungsmeister selbstständig und offen betheiligen zu können und 
nicht blos in der Stille und ohne bei der Führung des Geschäfts 
von einem in Geldsachen oft weniger fähigen und zuverlässigen 
Meister abhängig zu sein. 

Manchem grösseren Besitzer wird die Aufnahme in eine 
Innung eine erwünschte Gelegenheit werden zu einem concreten 
festen Ziel seiner gemeinnützigen Thätigkeit. Er wird durch Geld- 
opfer für die höhere Bildung seiner Genossen und den höhern 
Aufschwung ihres Gewerbes die Ehre sich zu erwerben suchen, 
ein hochgeachteter Schulzherr und Patron der Innung zu sein. 

Der jetzt noch so wenig gangbare Weg des grösseren 
Kapitalienbesitzes zum Handwerk wird geebnet und die jetzt noch 
so grosse Kluft zwischen dem Handwerk und der höhern Industrie 
wird vermindert werden. 

ZeiUchr. fOt Stasis». 1869. 1) Heft. 8 
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Aber auch in den gewöhnlichen Fällen, in welchen der 
grössere Besitz nicht mit den Innungen sich verbindet, wird doch 
der mittlere Besilz, die Wohlhabenheit des Mittelstandes die 
Regel bei den Innungsgenossen sein und wird nur ausgezeichnete 
Befähigung auch dem ganz Mittellosen den Zutritt ermöglichen. 

Die Theiliiahme an einer- Innung, der Meistertitel, wird daher 
nicht blos eine Ehre sein , sondern auch einen Geldwerth , eine 
Bedeutung als ein Creditmittel erhalten. 

Wenn man der Autonomie der Gemeinden die Eintheilung 
in die Arbeitskreise ganz überlässt, so werden nicht blos alle 
Nachtheile der jetzt bureaukratisch nach allgemeinen Abstraktionen 
geordneten Arbeitsbegrenzungen wegfallen , sondern es wird auch 
überall eine viel angemessenere Thei' ng der Arbeil in's Leben 
treten. 

Je mehr die Innungen durch die Befreiung von Aufnahms- 
und Prüfungszwang im Stande sind, ihr Gewerbe schwunghaft 
mit den nöthigen Mitteln und Fähigkeiten zu betreiben , sich dazu 
die nöthigen grösseren Einrichtungen und Bildungsmiltel anzu- 
schaffen, desto mehr sind sie veranlasst, sogar gedrängt, ihre 
Aufmerksamkeit auf einzelne Gewerbe zu beschränken und be- 
sonders in grösseren Orten die Theilung noch weiter fortzusetzen, 
als bisher das Gesetz vorgeschrieben hat. 

Es werden sich nicht blos ohne allen Zwang die jetzt ge- 
wöhnlichen Innungen der Schneider, Schuhmacher, Bäcker, Metzger, 
Schreiner, Maurer von selbst zusammenfinden, sondern es werden 
sich auch in grösseren Orten die Manns- von den Frauenschneidern, 
Schuhmacher für verschiedene Arien von Waaren n. s. f. aus- 
scheiden, um mehr Mittel für grössere Einrichtungen und Bildungs- 
mittel verwenden zu können. 

Wenn die Innungsgenossen durch die zugesicherte Aufnahme 
in eine Innung auch nur einen Theil der Unterstützung des Ge- 
nossen im Fall der Verarmung übernehmen , wie sehr wären die 
Gemeinden und die Aufsichtsbehörden besonders in grösseren 
Gemeinden gegen die so häufigen Täuschungen gesichert, indem 
der Innung um so viel leichler ist, in ihrem besondern engen 
Kreis die zum Fortkommen nöthigen Mittel zu prüfen? 

Wenn ferner die Innungen die Repartirung und den Einzug 
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der Gewerbsteuer übernehmen und Tiir dieselbe zu haften haben, 
wie sehr wären die Gemeinden und die Steuerbehörden er- 
leichtert ? 

Noch grösser wäre aber die Wirkung dieser Autonomie der 
Innungen Tiir die Befestigung der jetzt so sehr gePährdeten ge- 
selligen Ordnung und die Wiederherstellung des Ansehens des 
Familienverbands, der väterlichen Gewalt. Die Innungsgenossen 
in der Regel ausschliessend die Familienhäupter des Gewerb- 
slandes, im Besitz der Mittel und der Rechte, um die Arbeiter 
in Schranken zu erhalten, wären wieder im vollen Sinn ver- 
antwortlich fiir ihre Kinder, Dienstboten, Arbeiter und Lehr- 
linge, die wahren Stützen der Ordnung in der Gemeinde ilnd 
im Staat. 

Es könnte alsdann nicht jeder Arbeiter, viel zu früh Tür 
seine Mittel und Befähigung, seinem Meister aufkündigen und oft 
mit fingirten Beweisen das Recht sich verschalTen, selbst ein 
Geschäft zu beginnen und eine Familie zu gründen. Er müsste 
sich gedulden , bis er durch seine Ersparniss und seine Zeugnisse 
das Vertrauen gewonnen , freiwillig in eine Innung als würdiges 
Mitglied aufgenommen zu werden oder bis er durch seine 
ausgezeichnete Befähigung ein Patent als Freimeisler erlangt 
hätte, und müsste inzwischen um so mehr sich bemühen, das 
Vertrauen der Innungsineister oder der Aufsichtsbehörden zu er- 
werben. 

Auf diese Weise wird das jetzt so sehr gestörte Gleich- 
gewicht zwischen der Zahl der Meister und Arbeiter wieder 
hergestellt werden. 

Man zählt jetzt auf vier Meisler nur einen Arbeiter in 
Württemberg. Das gleiche Missverhältniss findet man in andern 
Ländern, welche das Meislerwerden ebenso erleichtern, wie es 
in Württemberg der Fall ist. Man fand solches insbesondere in 
Preussen und Nassau, so lange dort die volle Freiheit der Gewerbe 
bestand, wenn man in den statistischen Zusammenstellungen die 
Arbeiter von den Lehrlingen ausscheidet. Durch die grosse Zahl 
der Meister, welche ohne Gesellen arbeilen, wird aber ohnge- 
achtet der gesteigerten Concurrenz das Fabrikat und die Arbeit 
der Meisler nicht wohlfeiler und besser, sondern Iheurer und 
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schlechter. Die Concurienz kann nur auf die Preise wirken , so 
weil dem Producenlen ein Reinertrag übrig bleibt. Vier ver- 
heirathete Meisler, von welchen nur einer einen Arbeiter be- 
schädigt, können nicht so wohlfeil arbeiten, als ein Meister mit 
vier Arbeitern , können daher auch nicht durch Concurrenz die 
Preise so ermässigen , als mehrere mit Arbeitern schwunghaft ihr 
Gewerbe betreibende Meisler. 

Auch diejenigen Meister, welche noch mit Arbeitern ihr 
Geschäft in solchen das Meisterwerden so sehr begünstigenden 
Ländern betreiben, sind nicht im Stande, so wohlteil dieWaaren 
herzustellen, als sonst der Fall wäre. 

Je geringer die Zahl der Arbeiter, je leichter das Meisterwerden 
ist, desto grösser sind die Ansprüche der Arbeiter. Die Meisler 
müssen durch hohe Löhne eine Prämie den tüchtigeren Arbeitern 
zahlen, damit sie nicht zu früh das Meisterrechl selbst in An- 
spruch nehmen. Doch ist auch nicht zu besorgen, dass zum 
JVachlheil der Arbeiter und des consumirenden Publikums von 
den Innungen zu wenig Arbeiter in das Meisterrecht würden auf- 
genommen werden. 

Eine Innung, welche versuchen wollte, aus monopoli- 
sirenden Gelüsten zu wenig Meister aufzunehmen, hätte die 
Concurrenz anderer Innungen in der Gemeinde und ausserhalb 
derselben, endlich auch die Ernennung patentirler Freimeister zu 
fürchten. 

In der Regel wird die innere Concurrenz der Innungen 
unter sich und das unbeschränkte Recht der Arbeilsbestellung 
bei auswärtigen Meislern genügen, um das rechte Verhältniss 
herzustellen. Da keine Klage wegen Ueberschreitung der 
Arbeitsgrenzen gestattet ist, jede Innung fertigen und verkaufen 
darf, was ihr convenirl, so hat jede zu grosse Beschränkung 
bei der Aufnahme die nothwendige Folge, dass eine andere 
Innung einen von der monopolisirenden Innung vernachlässigten 
Artikel zu fertigen übernimmt, oder dass die ausgeschlossenen 
Arbeiter eine neue Innung bilden , oder die auswärtigen Meister 
concurriren. 

Dennoch ist zur weiteren Vorsorge die Ausbildung der un- 
zUnfligen und nicht bürgerlichen Patentmeisterei zu empfehlen. 
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Es lassl sich denken, dass die Concurienz der Innungen 
linier sich, auch die der Stadt- und Landmeisler doch nicht aus- 
reicht, um gerechte Wünsche des Publikums und der Arbeiter 
zu befriedigen. Die Innungen, besonders kleinerer Gemeinden, 
können auch unter sich zum Nachtheil des Publikums sich ver- 
abreden. Es lassen sich auch solche Verabredungen der Innungen 
verschiedener Gemeinden denken. Es können die Innungen bei 
ihrem grossen Einfluss auf die Gemeinde zu partikularistischen 
Tendenzen sich verirren, sich zu sehr im Genuss einer vor 
Concurrenz gesicherten Existenz ohne den nöthigen Fortschritt 
gefallen. 

Desswegen ist die Ausbildung der Freimeislerei nach dem 
Muster der ältesten Gewerbeordnungen und nach dem Vorgang 
der neuen preussischen Gewerbeordnung nöthig, so dass der 
österreichische Entwurf durch die legislatorischen Arbeiten 
Preussens ergänzt würde. Die Bedingung der Ertheilung eines 
Patents miisste aber sein, abweichend vom preussischen Gesetz : die 
Nachweisung einer ausgezeichneten Befähigung und eines vor- 
handenen örtlichen Bedürfnisses wegen ungenügender Befriedigung, 
und die Verleihung der Palente müsste durch gesetzliche Nonnen 
und Rekursrechle gegen Willkühr gescliülzl sein. Der den Innungen 
abgenommene Prüfungs-, Aufnahms- und Arbeilszwang müsste 
ohne Eingreifen in die Innungen durch die Patentertheilung an 
Freimeister seine Controlle erhalten. 

So oft die Consumenten einer Gemeinde mit den Leistungen 
ihrer Innungen nicht zufrieden sind, so wäre eine Collektiv- 
eingabe einiger Consumenten mit Umgehung der Ortsbehörde an 
die Aufsichtsbehörde, die technisch berathen ist, nöthig, welche 
das Bedürfniss durch eine unpartheiische Commission zu prüfen 
und zu konstatiren hätte, von deren Entscheidung noch ein 
Rekurs an eine höhere Commission gestattet werden könnte. So 
oft aber auch ein Arbeiter glaubt, mit seinem Gesuch um Auf- 
nahme in eine Innung aus engherzigen Absichten zurückgewiesen 
zu sein , so hätte er rtur seine ausgezeichnete Tüchtigkeit vor 
einer Prüfungs-Commission nachzuweisen und dann auf ein un- 
befriedigtes Bedürfniss in irgend einer Gemeinde aufmerksam zu 
machen. Ausserdem kann man ihm ein Rekursrecht an eine 
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höhere Commissiou gestatten, wenn er mit dem Resultate der 
ersten Prüfung nicht zufrieden ist. 

Ausserdem könnte, um den organischen Fortschritt der 
Innungen nicht durch zu häufige Patentertheilungen zu stören, 
den Vorstehern der Innungen eine berathende Stimme bei den 
Entscheidungen wegen der Prüfungen und Zulassung der Patent- 
meister, auch ein Rekursrecht an die letzte Instanz in bestimmten 
Zeitfristen gestattet werden, damit die Patentmeisterei mehr »Is 
Mahnung wirken würde, und die Inrrungen Gelegenheit hätten, 
jeder von dieser Seite ihnen drohenden Gefahr durch eigenen 
Fortschritt und freiwillige Aufnahme der tüchtigsten Patentmeister 
zu begegnen. 

Bei den Patentmeistern ist auch möglich, das Meisterrecht 
vom Bürgerrecht zu trennen, ohne durch die allgemeine Trennung 
des Bürger- und Meisterrechts den Werth des Bürgerrechts noch 
weiter zu schwächen, als es bisher leider schon geschehen ist. 

Die Palenimeister mit ihren geprüften ausgezeichneten Fähig- 
keilen und unbeschränktem Wohnrecht würden den staatsbürger- 
lichen und kosmopolitischen negativen Pol gegen den gemeinde- 
bürgerlichen , im Boden der Gemeinde wurzelnden positiven im 
Gewerbeleben bilden. Beide Pole würden jeder in seiner ungetrübten 
Reinheil entwickelt einen gegenseitig erfrischenden Einfluss auf 
einander ausülien und bessere Resultate hervorbringen , als jemals 
durch die jetzt vielfach angestrebte Neutralisirung der natürlichen 
Gegensätze zu erreichen möglich ist. 

Die Patentmeister würden alle Lücken, alle Mängel der 
Innungen aufsuchen, benützen und ausbeuten, und die Innungs- 
genossen wären genöthigt, unausgesetzt fortzuschreiten, um die 
Concurrenz der Freimeister zu beseitigen, und die tüchtigsten 
Freimeister unter sich aufzunehmen. Die Freimeisler könnten 
aber auch nicht bestehen, wenn sie nicht unausgesetzt mit neuen 
Fortschritten des Auslands sich befreunden, und den Wettkampf 
mit neuen Waffen beginnen. Bei diesem Wettkampfe werden 
aber die Bürger und die Nichtbürger, die Producenten und 
Consumenten gewinnen. 

Wenn gleich der Gegensatz zwischen Innungsmeistem und 
Patentmeistern die meisten Gewerbe umfassen wird, so wird doch, 
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in der ersten Zeit besonders, bis diese Gegensätze gegenseitig 
zur genügenden Entwicklung gekommen sind, einigen bis jetzt 
unzünftigen Gewerben eine abgesonderte Stellung anzuweisen 
sein, unabhängig von dem Innungsverband und der Patentmeisterei, 
besonders den Fabrikinbabern und mehreren andern bis jetzt 
freien Gewerben, so dass sie ohne eine Prüfung erstanden zu 
haben und Patentmeister geworden zu sein , und ohne Mitglied 
einer Innung zu sein ihr selbstständiges Gewerbe zu betreiben 
ermächtigt würden. 

Das Recht der Innungsgenossen, ihr Einfliiss auf die Gemeinde 
wären aber so bedeutend , dass bald die meisten Gewerbetreiben- 
den in irgend eine Innung aufgenommen zu werden oder selbst- 
sländig eine Innung zu bilden veranlasst sein werden. Inwiiefern 
alsdann nach der Aufnahme in den Innungsverband auch ohne 
erstandene Prüfung und nachgewiesenes örtliches Bedürfniss künf- 
tigen Unternehmern eine Befreiung vom Innungsverband zugelassen 
werden sollte, kann die Gesetzgebung künftiger Entwicklung 
überlassen. 

Durch diese Vorschläge, welche die Vorzüge aller neueren 
Gesetze und Entwürfe vereinigen , besonders den neuesten öster- 
reichischen Entwurf mit den Fortschrillen des preussischen Ge- 
setzes verbinden, würde die Ordnung der Gewerbe mit ihrer 
Freiheit in organischer Einheit in's Leben gerufen, würde die 
volle Freiheit der Gewerbe mit einer festen, lief im Staatsleben 
wurzelnden Ordnung gesichert, würde eine feste Grundlage des 
Staats, der Gemeinde, der Gesellschaft gewonnen. Auf diese 
Weise würden die Innungen die Grundlage der Gemeinden", sowie 
diese selbst die Unterlage des Staats sind. So würde der revolutio- 
nären zerstörenden Gewerbefreiheit, diesem gefährlichsten Produkte 
der ersten französischen Revolution und den bedenklichen Con- 
cessionen der Regierungen gegen die revolutionäre Freiheit auf 
dem nur scheinbar neutralen Gebiet der Volkswirlhschaft ein 
festes Ziel gesetzt. 

Diese Vorschläge würden in conciser Gesetzesform sich 
folgendermaassen gestalten. 
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Entwiirf einer Gewerbeordnang 

zunächst für Warttemberg , aber mit geringen Aendernngen für alle deutgehe 

Linder. 

$. 1. Niemand darf selbstständig ein Gewerbe betreiben, 
als wenn er in eine von der Gemeinde anerkannte Innung auf- 
genommen ist , oder von der Aufsichtsstelle der Gemeinde (dem 
Oberamt oder der Regierung) ein Patent als Freimeister er- 
halten hat. 

$. 2. Eine Innung kann gebildet werden, sobald so viele 
gewerbtreibende Bürger sich vereinigen , dass sie mit Einschluss 
der Arbeiter (Gesellen) 24 Arbeitskräfte vereinigen und ver- 
steuern. Ein Fabrikant, welcher so viele Arbeiter allein beschäftigt, 
bildet für sich allein eine Innung. 

§. 3. Den Innungen ist ganz überlassen, jven sie aufnehmen, 
ob und wie sie prüfen wollen, ebenso die Wahl ihres Gewerbs 
und des Verkaufs innerhalb und ausserhalb der Gemeinde. Be- 
schwerden wegen verweigerter Aufnahme und Eingriffs in die 
Geschäftskreise anderer Innungen sind unzulässig mit Ausnahme 
von Klagen aus privatrechtlichen Gründen hei den Gerichten. 

§. 4. Die Innungen können auch Nichtbürgern unter Vor- 
behalt der Erwerbung des Bürgerrechts die Aufnahme zusichern. 

§. 5. Die Zusicherung der Aufnahme in eine Innung giebt 
die rechtliche Vermuthung ftir den Besitz der zur Aufnahme in 
das Bürgerrecht nöthigen Eigenschaften, gegen welche in Betreff 
des Vermögens ein Gegenbeweis unzulässig ist. 

§. 6. Die Innungen übernehmen durch die zugesicherte 
Aufnahme die Verpflichtung, im Fall der Verarmung des Auf- 
genommenen die Hälfte von dem Betrag der Unterstützung aus 
Gemeindemitteln beizusteuern. 

§. 7. Die Innungen übernehmen die Gewerbesteuer der 
Innungsmitglieder, welche ihnen im Ganzen aufgelegt wird, stehen 
für dieselbe ein und repartiren sie unter ihre Hitglieder. 

$. 8. Die Ernennung eines patentirten Freimeisters ist be- 
dingt durch eine erstandene Prüfung, das nachgewiesene BedUrfniss 
und das Wohnrecht (also nicht durch das Bürgerrecht). 
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%. 9. Die Prüfung inuss eine ausgezeichnete Befähigung 
nachweisen. Dieselbe geschieht durch eine Commission, welche 
das Oberamt unter Rücksprache mit der Centralstelle für Gewerbe 
und Handel aus Sachliundigen zusammensetzt. Bei der Wahl ist 
das Oberamt an Mitglieder der Innungen nicht gebunden. Dagegen 
ist ein Mitglied der betheiligten Innung zu der Prüfung und 
Berathung mit berathender Stimme einzuladen. 

§. 11. Von der Entscheidung dieser Commission findet ein 
Rekurs statt an die vorgesetzte Stelle Tür die betheiligte Innung 
und den Bewerber, welche dann in letzter Instanz auf den Grund 
der frühem und einer neuen durch andere Sachkundige vorzu- 
nehmenden Prüfung entscheidet. 

§. 12. Das örtliche Bedürfniss zur Ertheilung eines Patents 
wird bewiesen durch die Beschwerde einiger Inwohner bei dem 
Oberamt wegen ungenügender Befriedigung des Bedürfnisses und 
eines Gutachtens einer vom Oberamt zusammengesetzten Commission, 
deren Mehrzahl aus nicht betheiligten Consumenten oder Pro- 
ducenten bestehen und in welcher ein von der Centralstelle für 
Gewerbe und Handel Beauftragter Sitz und Stimme — den Vorsitz — 
haben muss. Es ist dem Oberamt überlassen, für diese Frage 
eine andere Commission zu ernennen, als für die Befähigungs- 
frage, oder dieselbe Commission wegen beider Fragen zu 
beauftragen, wenn ihre Mitglieder die geforderten Eigenschaften 
besitzen. 

§. 1 3. Von der Entscheidung dieser Commission findet ein 
Rekurs statt an eine zweite, welche in letzter Instanz entscheidet, 
und auf gleiche Weise, wie die erste, jedoch aus andern Per- 
sonen gebildet wird. 

§. 14. Der Rekurs ist gestattet dem Bewerber und der 
betheiligten Innung. 

§. 15. Von der Beschwerde über ungenügende Befriedi- 
gung des Bedürfnisses bis zur Entscheidung in erster Instanz 
müssen 2 Monate, bis zur Entscheidung in zweiter Instanz 
6 Monate verfliessen, und sind die betheiligten Innungen von 
der Beschwerde und dem angezeigten Rekurs sogleich zu be- 
nachrichtigen. 

§. 16. Die betheiligten Innungen sind berechtigt, zu ver- 
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langen, dass die Commission von ihren industriellen Leistungen 
unmittelbar vor der Entscheidung Einsicht nimmt. 

§. 17. Das Oberamt und die vorgesetzte Stelle ist befugt, 
bei Gewerben, welche bisher nicht zünftig waren, und die nicht 
mit den bestehenden Gewerben concurriren , auch Concessionen 
zu erlheilen ohne vorangegangene Prüfung und nachgewiesenes 
Bedürfniss. 



